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Antrag 

der Abgeordneten Angela Marquardt, Maritta Böttcher, Dr. Heinrich Fink, 
Gustav-Adolf Schur, Ursula Lötzer und der Fraktion der PDS 


Zensur im Internet verhindern - Kein Einsatz von Filtern an öffentlichen Terminals - 
Für eine Kennzeichnungspflicht beim Einsatz von Filter-Technologien 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Um den Zugriff auf unerwünschte Internet-Seiten zu unterbinden, wird immer 
mehr auf den Einsatz von Filter-Technologien zurückgegriffen. Eine wirksame 
Strafverfolgung und ein Jugendschutz können durch Filter/Ratingmechanismen 
jedoch nicht realisiert werden. Durch neue Anonymisierungsdienste, alterna- 
tive Netzstrukturen (Freenet, Napster usw.) - eventuell auch in Kombination 
mit Kryptografie - werden Filter immer umgehbar bleiben und Jugendschutz 
und Strafverfolgung über Filter/Rating daher ins Leere laufen. Gleichzeitig 
werden mit diesen Systemen große Teile der Inhalte und Informationen aus 
dem Web geschnitten. Damit wird die Informationsfreiheit im Internet massiv 
eingeschränkt. Das Grundgesetz verbietet in Artikel 5 jede Zensur und fordert, 
dass sich jeder Mensch aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert unter- 
richten darf Dieser Verfassungsanspruch muss auch bei Internet-Zugängen gel- 
ten, gerade wenn das Internet auch als Mittel der Demokratie verstanden wer- 
den soll. 

Ziel des Filter-Einsatzes ist meistens, Kindern oder Jugendlichen den Zugriff 
auf Seiten mit pornographischen oder extremistischen oder Drogen verherr- 
lichenden Inhalten zu verwehren. Die Kriterien, nach denen gefiltert wird, kön- 
nen sich jedoch ständig ändern und sind international alles andere als einheit- 
lich. Was Menschen aus dem einen Kulturkreis sexuell anstößig erscheint, ist 
für andere ganz normal. Was in einer Diktatur als zu unterbindender Extremis- 
mus bezeichnet wird, entspricht in einem freiheitlichen Land womöglich den 
demokratischen Formen. Auch innerhalb Deutschlands existieren völlig unter- 
schiedliche Kulturen und damit auch Werte-Maßstäbe. Filter, die nicht der ein- 
zelne Anwender selber einsetzt, und deren Kriterien er nicht selbst bestimmen 
kann, stellen also immer eine Form von Zensur und inhaltlicher Bevormundung 
des selbstbestimmten Internet-Nutzers dar. 

Da sich im Internet verschiedene Kulturen mit ihren eigenen Wertevorstellun- 
gen treffen, die Filtersysteme aber starr sind, kann es kein globales oder euro- 
päisches Filtersystem geben, das auf Konsens beruht. Folglich müssen sich na- 
tionale Filtersysteme durchsetzen, die bewirken, dass entweder ein Filtersystem 
nur in einem Land wirksam ist oder die Inhalte, die mit Filtersystemen anderer 
Länder gekennzeichnet sind, vom eigenen Filtersystem blockiert werden müs- 
sen, was eine Spaltung des Netzes bzw. eine Abschottung der Kulturen im Netz 
herausfordert und die Chance des Internets, Kulturen zu verbinden, völlig unter- 
gräbt. 
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Es gibt im Wesentlichen drei Methoden der Filtertechnologie: Entweder wird 
der Inhalt des Internet-Angebots nach bestimmten Worten durchsucht oder es 
werden bestimmte registrierte Seiten gesperrt. Filter, die auf Schlagworte rea- 
gieren, gelten als ausgesprochen ungenau. So werden auch völlig harmlose An- 
gebote gesperrt, beispielsweise die Seite von Pro Familia, wenn das Wort „Sex“ 
auf der Liste der inkriminierten Worte steht. Studien zufolge liegt die Fehler- 
quote bei bis zu 80 Prozent. Die zweite Methode Seiten zu sperren ist sehr auf- 
wendig und für den Privatanwender kaum brauchbar, da er selbst nicht ständig 
die Liste der Seiten aktualisieren kann, die er nicht sehen will. Außerhalb des 
Privatbereichs ist diese Methode leicht politisch zu missbrauchen, denn irgend- 
jemand muss schließlich bestimmen, welche Seiten gesperrt werden. Dies er- 
folgt in der Regel nach Gutdünken des jeweiligen Anbieters, der sich damit 
eine legislative Verantwortung anmaßt. Da die Listen geheim gehalten werden, 
gibt es keine angemessene Möglichkeit, gegen die Sperrung von Seiten recht- 
lich vorzugehen. 

Da nicht nur nach pornographischen, sondern auch nach politischen Inhalten 
gefiltert wird, hängen die Filter-Kriterien immer mit dem gerade herrschenden 
politischen System zusammen. Die mögliche Willkür zeigt sich zum Beispiel 
auch bei dem US-amerikanischen Filter „Young Teens“, bei dem Jugendliche 
ohne weiteres auf die Flersteller von Waffen zugreifen können. Bürgerorganisa- 
tionen jedoch, die sich für stärkere Kontrolle aussprechen, wie die Coalition to 
Stop Gun Violence, werden vom Filter gesperrt. 

Eine dritte Filter-Methode ist die des PICS-Labelings (PICS = Platform for In- 
ternet Content Selection), bei dem einzelne Seiten vom Inhalte-Anbieter selbst 
in bestimmte Kategorien eingeteilt und bewertet werden. Die einzelnen An- 
wender können dann den Grad der Filterung individuell einstellen. Auch hier 
droht jedoch eine umfassende Zensur des Internets. Erstens kann diese Filte- 
rung auch ohne das Wissen des Nutzers an einer vorgeschalteten Stelle, bei- 
spielsweise einem Proxyserver oder einem Internetanbieter, vorgenommen 
werden. Außerdem werden - bei einer effektiven Filteranwendung - grundsätz- 
lich nur noch Seiten aufgerufen, die sich der „freiwilligen“ PICS-Bewertung 
fügen. Damit fällt ein enormes Internet-Angebot von vornherein heraus. Bisher 
ist weniger als ein Promille des gesamten Internet-Angebots ausgezeichnet 
worden. Deshalb funktionieren auch diese Filter nur in Kombination mit Nega- 
tivlisten blockierter Seiten, über die keinerlei Übersicht gewährt wird. Somit 
besteht keine Möglichkeit zum Widerspruch gegen die Sperrung. 

Da populäre Suchmaschinen wie Lycos oder Yahoo angekündigt haben, künftig 
nur noch PlCS-registrierte Angebote zu verzeichnen, wären Webmaster, die 
ihre Seiten einer möglichst großen Zahl von Surfern zugänglich machen wol- 
len, gezwungen, sich registrieren zu lassen, womit von „Freiwilligkeit“ kaum 
mehr die Rede sein kann. Außerdem müssten sie den Inhalt der Seiten so ge- 
stalten, dass er möglichst wenig Angriffsfläche bietet. Dies hat Selbstzensur in 
einem enormen Ausmaß zur Folge. 

Filter können sowohl im privaten Bereich eingesetzt werden, am Arbeitsplatz 
oder an öffentlichen Internetzugängen. 

Privater Bereich 

Über den Einsatz anwenderbezogener Filter im privaten Bereich kann der An- 
wender im Grunde selbst entscheiden, wenn er z. B. eine Software gegen unge- 
wollte Bannerwerbung einsetzt. Filter gegen Sex- oder Nazi-Seiten sind für Er- 
wachsene jedoch überflüssig. Sie brauchen einfach nur entsprechende, sie 
störende Seiten nicht abzurufen oder zu lesen. Wenn Eltern jedoch einen Filter 
zum Schutz ihrer Kinder einsetzen, handelt es sich nicht mehr um eine nutzer- 
bestimmte Anwendung. Natürlich obliegt allein den Eltern die Erziehungsbe- 
rechtigung. Doch so wie Jugendliche ab einem bestimmten Alter auch ein 
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Recht auf den Erwerb bestimmter Zeitschriften oder auf das Ansehen bestimm- 
ter Filme erhalten, so müssen sie auch das Recht auf einen zunehmend uneinge- 
schränkten Zutritt zum Internet haben. 

Ein weiterer Faktor führt dazu, dass Filter in der Realität selten anwenderbe- 
stimmt sind: Weil sich viele Eltern eine korrekte Installation der Filter-Soft- 
ware nicht Zutrauen, melden sie sich zum effizienten Schutz der Familie gleich 
bei einem „sauberen“ Intemet-Service-Provider an, der das Angebot von vorn- 
herein filtert. Der Umfang der Filterung ist für den Nutzer nicht mehr nachvoll- 
ziehbar. Er weiß gar nicht, auf welche Teile des Internets er gerade noch Zugriff 
hat. 

Bei jedem Einsatz von Filtern - auch im privaten Gebrauch - muss dieser Ein- 
satz deshalb für den Nutzer gekennzeichnet sein. Er muss wissen, dass er ge- 
rade nur auf eine Auswahl des Inter- Angebotes Zugriff hat. Die Kriterien, nach 
denen gefiltert wird, oder eine Liste der Seiten, die gesperrt sind, müssen jeder- 
zeit unkompliziert und allgemeinverständlich aufrufbar sein. 

Öffentliche Terminals 

An öffentlichen Terminals ist eine Filterung des Internets grundsätzlich über- 
flüssig und zu unterbinden, um den freien Zugang nicht zu behindern. 

An Universitäten sind alle Nutzer grundsätzlich volljährig. Außerdem verbietet 
sich dort schon wegen der Freiheit zur wissenschaftlichen Betätigung ein Fil- 
tern. An Schulen wird immer unter Aufsicht von Lehrern am Computer gear- 
beitet und außerdem soll ja gerade ein souveräner Umgang mit dem Medium, 
auch mit den Inhalten, gelernt werden, weshalb Filter hier ebenfalls nicht sinn- 
voll sind. Zudem sind Schüler der höheren Klassen über 18 Jahre alt und eine 
Filterung des Angebots nach Kriterien, die auch für die untersten Klassen gel- 
ten, greift in ihre Freiheitsrechte ein. 

Für Bibliotheken und Internet-Cafes gibt es verschiedene Möglichkeiten eines 
effektiven Jugendschutzes. Beispielsweise kann man Minderjährigen den Zu- 
gang zu öffentlichen Terminals nur dann gewähren, wenn sie eine Bescheini- 
gung oder ein Zeugnis vorlegen können, welches die Kompetenz im Umgang 
mit dem Medium nachweist. Oder die Bildschirme werden derart räumlich aus- 
gerichtet, dass sie allgemein einsehbar sind, was sich in der Praxis bewährt hat. 

Das Internet ist ein Raum für freie Kommunikation und Information. Jede Zen- 
sur muss verhindert werden. Kindern und Jugendlichen muss vor allem ein ver- 
antwortungsbewusster Umgang mit den Inhalten des Internets vermittelt wer- 
den. An öffentlichen Terminals muss der uneingeschränkte Zugang zum 
Internet gewährleistet werden. Dies hat übrigens auch das Europäische Parla- 
ment am 16. März 2000 gefordert. Und auch die US-amerikanische COPA- 
Kommission hat dies dem US-Kongress empfohlen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

- den Einsatz von Filter-Technologien zur Ausblendung bestimmter Inhalte 
im Internet nicht zu fördern und nach anderen geeigneten Wegen zu suchen, 
mit denen der Jugendschutz und die Verfolgung strafbarer Inhalte realisiert 
werden können; 

- ein Gesetz vorzulegen, das den Einsatz von nicht nutzerbestimmter Filter- 
technologie grundsätzlich verbietet. Das Gesetz soll beinhalten, dass jeder 
Einsatz von Filtern, der auf Grundlage von Artikel 5 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes erfolgt, für den Nutzer gekennzeichnet werden muss. Außerdem soll der 
Anwender unkompliziert und allgemeinverständlich zu einer Übersicht der 
Kriterien des jeweiligen Filters und/oder zu einer Liste der blockierten Sei- 
ten gelangen können; 
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- keine Bestrebungen zu unterstützen, die ein gesetzlich verpflichtendes 
PICS-Labeling von WWW-Inhalten und/oder ein gesetzlich erzwungenes 
Filtering auf Serverebene zum Ziel haben; 

- Initiativen zu ergreifen, um den Einsatz von Filter-Programmen an öffent- 
lichen Internet-Zugängen wie in Bibliotheken, Rathäusern, Universitäten 
und Schulen zu unterbinden; 

- auf europäischer Ebene alles dafür zu tun, um die Etablierung eines globalen 
Online-Filtersystems zu verhindern. 


Berlin, den 18. Mai 2001 

Angela Marquardt 
Maritta Böttcher 
Dr. Heinrich Fink 
Gustav-Adolf Schur 
Ursula Lötzer 
Roland Claus und Fraktion 
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